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I 0216/2021 (VWD) 
Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Wie bereitet sich der Kanton Solothurn 

auf eine Strommangellage vor? (10.11.2021)  

 
Am 30. September 2021 hat die Organisation für Stromversorgung in ausserordentlichen La-
gen (OSTRAL) eine Kampagne gestartet, in der sie unter anderem bis Ende November einen 
Informationsbrief an rund 30'000 Strom-Grossverbraucher (Stromkunden mit einem Jahres-
verbrauch von mehr als 100'000 kWh) in der Schweiz schicken lässt. 
Im Brief wird informiert, dass für den Fall einer langandauernden Strommangellage Mass-
nahmen vorbereitet sind, die beim Eintreten einer Krise umgesetzt werden können. Die Un-
ternehmen werden aufgefordert, sich vorausschauend Überlegungen anzustellen, wie sie mit 
einer länger andauernden Strommangellage umgehen würden.  
Bei einer Strommangellage steht tage-, wochen- oder sogar monatelang zu wenig Strom zur 
Verfügung. Gemäss der nationalen Risikoanalyse «Katastrophen und Notlagen Schweiz» 

(Bundesamt für Bevölkerungsschutz [BABS], November 2020) werden die Gefährdungen 
Strommangellage, Pandemie und Ausfall Mobilfunk als grösste Risiken angeführt. Alle drei 
Gefährdungen bergen hohes Schadenpotenzial bei gleichzeitig relativ hoher Eintrittswahr-
scheinlichkeit. 
Für Bundespräsident Guy Parmelin ist eine Strommangellage eine grosse Gefahr für die wirt-
schaftliche Versorgung der Schweiz: «Das würde zum Beispiel bedeuten, dass Fabriken weni-
ger produzieren könnten, Behörden und Dienstleistungsunternehmen wie Banken ihr Ange-
bot verkleinern müssten oder vom Strom abhängige Transportmittel wie Bahnen oder Trams 
nur noch eingeschränkt fahren könnten.» Im schlimmsten Fall könnte der Schweiz bereits in 
vier Jahren ab 2025 (fehlendes Stromabkommen) zu wenig Strom zur Verfügung stehen.  
 
Aufgrund der ernsten Lage bitten wir den Regierungsrat um Beantwortung der folgenden 
Fragen: 
1. Teilt der Regierungsrat die Einschätzung des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz, dass 

neben einer Pandemie eine länger andauernde Strommangellage das grösste Risiko für die 
Bevölkerung und Wirtschaft darstellt? 

2. Angesichts des gescheiterten Rahmenabkommens mit der EU: Geht die Regierung davon 
aus, dass wir ab 2025 noch genügend Strom auch in den Wintermonaten haben werden? 
Und dass wir das Strom-Defizit im Inland weiterhin durch Importe aus dem nahen Ausland 
decken können? 

3. Ist das Risiko einer länger andauernden Strommangellage dem kantonalen Führungsstab 
sowie den regionalen Führungsstäben bekannt und bewusst? Gibt es konkrete Notfallplä-
ne?  

4. Welche Vorkehrungen sind im Kanton getroffen worden, um die Auswirkungen einer 
Strommangellage zu beherrschen und die Grundversorgung der Bevölkerung und Wirt-
schaft jederzeit sicherzustellen? 

5. Gibt es Schätzungen, wie gross der materielle und menschliche Schaden einer längeren 
Strommangellage im Kanton Solothurn wäre? 

6. Wie konkret unterstützt der Regierungsrat die Gross-Unternehmen, die von OSTRAL ange-
schrieben und aufgefordert werden, sich vorausschauend mit einer länger andauernden 
Strommangellage zu befassen? 

7. Welche kantonalen Einrichtungen verfügen über Notstromaggregate und wie lange ist 



 

 

deren Autonomie? Wie sieht es bei den Blaulichtorganisationen, den Spitälern, der Was-
ser- und Abwasserversorgung aus? 

8. Hat der Kanton eigene kantonale Reserve- oder Sicherheitslager (Treibstoff) für den Be-
trieb von Notstromaggregaten und wie lange reichen diese aus? 

 
Begründung 10.11.2021: Im Vorstosstext enthalten. 
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